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Stuttgart, den 25.11.2025 

Stellungnahme der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Baden-

Württemberg zur Verbändeanhörung „Klimaschutz-Plus 2025 – Teil 2: 

Strategische Maßnahmen“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Novellierung von Klimaschutz-Plus – Teil 2 ist ein entscheidender 

Schritt, um die kommunale Klimaschutzverpflichtung strategisch zu 

unterlegen. Kommunen stehen dabei jedoch nicht allein in der 

Verantwortung: Träger der Freien Wohlfahrtspflege sind zentrale Partner 

der öffentlichen Hand in der Daseinsvorsorge – sie betreiben 

Kindertagesstätten, Pflegeeinrichtungen, Beratungsstellen, Werkstätten, 

Wohn- und Begegnungsangebote und verfügen über tausende Gebäude mit 

erheblichem Energiebedarf. 

Im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips übernehmen die Träger der Freien 

Wohlfahrtspflege wesentliche Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge. 

Sie betreiben Kindertagesstätten, Pflegeeinrichtungen, Beratungsstellen, 

Werkstätten, Wohn- und Begegnungsangebote und verfügen über tausende 

Gebäude mit erheblichem Energiebedarf – und tragen damit stellvertretend 

zur Umsetzung kommunaler Verpflichtungen bei. 

Ihre Einbindung und Mitfinanzierung ist Voraussetzung dafür, dass 

kommunale Strategien sozial ausgewogen umgesetzt werden können. 

Klimaschutzmaßnahmen, die nicht die Einrichtungen und sozialen Dienste 

erfassen, verfehlen wesentliche Emissions- und Wirkungspotenziale sowie 

Akzeptanz in der Bevölkerung. 

Die Liga BW – der Zusammenschluss aller Wohlfahrtsspitzenverbände in 

Baden-Württemberg spricht für rd. 400.000 Mitarbeitende, rd. 200.000 

ehrenamtlich engagierte in rd. 10.000 Angeboten und Diensten.   

2. Problemstellung aus Sicht der Freien Wohlfahrtspflege 

• Adressatenkreis zu eng: Förderfähig sind ausschließlich Kommunen 

und kommunale Zusammenschlüsse. Freie Träger können weder 

selbst Anträge stellen noch als Unterauftragnehmer abrechnen.  
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• Fehlende Refinanzierung: Aufwände der freien Wohlfahrt (z. B. 

Datenerhebung, Kommunikation, Beteiligung an Energie- und 

Klimaschutzmanagements) sind derzeit in keinem Baustein 

abbildbar. 

• Kooperationshemmnisse: Kommunen dürfen Mittel aus 

Klimaschutz-Plus nicht an Dritte weiterleiten. Dadurch werden 

bewährte Kooperationsmodelle – etwa zwischen Kommunen und 

Wohlfahrtsverbänden – faktisch ausgeschlossen. 

Wir regen an, die Verwaltungsvorschrift so zu ergänzen, dass 

Kooperationen mit Trägern der Freien Wohlfahrtspflege ausdrücklich 

zugelassen und gefördert werden können. 

3. Konkretisierung der Vorschläge mit Wohlfahrtsbezug 

3.1. Öffnung des Adressatenkreises („Konvoi Plus“) 

In § 3 Zuwendungsempfänger sollte ergänzt werden: 

„Kommunen können zur Umsetzung der Maßnahmen Dritte ohne 

Zuwendungsempfang beauftragen, insbesondere Träger der Freien 

Wohlfahrtspflege, regionale Energieagenturen oder zivilgesellschaftliche 

Organisationen, sofern deren Leistungen unmittelbar der Zielerreichung 

nach § 18 ff. KlimaG BW dienen.“ 

Diese Klarstellung trägt dem Umstand Rechnung, dass Einrichtungen und 

Dienste der Freien Wohlfahrtspflege stellvertretend für die öffentliche Hand 

Leistungen der kommunalen Daseinsvorsorge erbringen und daher bei der 

Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen der Gesamtkommune mitgedacht 

und mitfinanziert werden müssen. 

3.2. Energiemanagement nach § 18 ff. KlimaG BW (Bausteine 2.3 und 2.4) 

Die Einführung und Weiterentwicklung kommunaler 

Energiemanagementsysteme ist der Kern der Energieeinsparverpflichtung 

des Landes. 

Die Einrichtungen und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege sind als Teil der 

kommunalen Infrastruktur zu verstehen. Sie erbringen im Sinne des 

Subsidiaritätsprinzips Leistungen, die unmittelbar zur Erfüllung der 

Energieeinsparziele der Gesamtkommune beitragen. Ein kommunales 

Energiemanagement, das diese Strukturen nicht einbezieht, bleibt 

unvollständig. 

Wir schlagen vor: 

1. Audit- und Tagessatzanpassung: Obergrenze von 750 € auf 900–1 

000 € anheben, um tarifkonforme Leistungen (AVR/TVöD) auch bei 

gemeinnützigen Trägern abbilden zu können. 

2. Kooperationen fördern: Kommunen sollen Energiemanagement-

Kooperationen mit freien Trägern bilden können – etwa durch 
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gemeinsame Verbrauchsdatenbanken, Schulungen oder 

Nutzerprogramme in sozialen Einrichtungen. 

3. Förderfähigkeit sichern: Diese Kooperationen sollten in Baustein 2.3 

(„Energiemanagement“) und 2.4 („Prozessmanagement“) 

ausdrücklich als förderfähig anerkannt werden, da sie unmittelbar 

zur Umsetzung von § 18 ff. KlimaG BW beitragen. 

3.3. Gebäudesteckbriefe (2.2) 

• Pauschale von 300 € je Gebäude auf 600–800 € anheben, da 

insbesondere soziale Gebäude (Pflegeheime, Kitas, 

Beratungsstellen) technisch komplex und oft in Misch-Eigentum 

sind. 

• Ergänzen: „Förderfähig sind auch Kooperationsaufwände zur 

Datenerhebung in Gebäuden freier Träger, sofern diese in 

kommunale Energieberichte einfließen.“ 

3.4. Kommunale Kommunikation (2.7) 

Kommunikationsmaßnahmen sind entscheidend für Akzeptanz und 

Beteiligung. 

Sie sollten ausdrücklich soziale Zielgruppen einbeziehen – z. B. 

armutsbetroffene Haushalte, Senior:innen, Menschen mit Sprach- oder 

Mobilitätsbarrieren. 

Vorschlag zur Ergänzung in 2.7.2: 

„Kommunikationsmaßnahmen können in Kooperation mit sozialen Trägern 

erfolgen. Formate zur Ansprache vulnerabler Gruppen, Mehrsprachigkeit 

und die Nutzung bestehender sozialer Netzwerke sind besonders 

förderfähig.“ 

4. Refinanzierung von Nachhaltigkeitskosten in der Sozialwirtschaft 

Die Umsetzung der Klimaziele gelingt nur, wenn 

Nachhaltigkeitsaufwendungen in der Sozialwirtschaft dauerhaft refinanziert 

werden. 

Wir verweisen auf das Liga-Positionspapier „Refinanzierung von 

Nachhaltigkeitskosten in der Sozialwirtschaft konkretisieren“ (Mai 2024): 

bitte mitschicken 

1. Betriebskostenregelung: Energiemanagement-Aufwände als 

betriebsnotwendige Kosten anerkennen. 

2. Landesprogramme öffnen: Solange die Refinanzierung von 

Nachhaltigkeit und Klimaschutz nicht bundeweit einheitlich geregelt 

ist, müssen Landesprogramme wie Klimaschutz-Plus Teil 2 auch 

sozialen Trägern offenstehen. 

 

 



 

Seite 4 von 4 

5. Nutzen und Wirkung 

Die Einbindung freier Träger im Rahmen von Klimaschutz-Plus Teil 2 

• verankert Klimaschutz im Alltag sozialer Einrichtungen, 

• erhöht Reichweite und Akzeptanz kommunaler Strategien, 

• stärkt sozial gerechte Beteiligung, 

• und trägt zur Erfüllung der Energieeinsparverpflichtungen nach § 18 

ff. KlimaG BW bei. 

Damit wird die gemeinsame Verantwortung von Land, Kommunen und 

Freier Wohlfahrtspflege für die Erfüllung der Klimaziele sichtbar und es 

entsteht ein messbarer ökologischer wie sozialer Mehrwert für das Land. 

6. Schlussfolgerung und Appell 

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege unterstützt die Neufassung von 

Klimaschutz-Plus Teil 2 ausdrücklich – unter der Voraussetzung, dass die 

Freie Wohlfahrtspflege als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge im Sinne 

des Subsidiaritätsprinzips anerkannt und in alle relevanten 

Programmbausteine einbezogen wird: 

1. Kooperationen mit freien Trägern werden ausdrücklich zugelassen 

(„Konvoi Plus“) 

2. Energiemanagement nach § 18 ff. KlimaG BW ist auch in sozialer 

Infrastruktur förderfähig 

3. Kommunikationsmaßnahmen werden sozial differenziert 

ausgestaltet 

4. Bis die Refinanzierung von Nachhaltigkeitskosten in der 

Sozialwirtschaft rechtlich verankert ist, wird übergangsweise 

landesseitig unterstützt. 

Nur durch das gemeinsame Handeln von Kommunen, Land und Freier 

Wohlfahrt kann Baden-Württemberg die Klimaziele sozial gerecht, wirksam 

und dauerhaft finanzierbar erreichen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Beatrix Vogt-Wuchter                           Dr. Marco Lang 

Vorstandsvorsitzende               AG Nachhaltigkeit 


